Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


e 


SI Oe 
— git N IN 5 8 . ——— 


(Nr. 6980.) Verordnung, betreffend die Aufhebung der Ober-Berg- und Salzwerks-Direktion E 
zu Kaſſel und die Feſtſtellung des Bezirks des Oberbergamts zu Clausthal, » 
Vom 3. Februar 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2 
verordnen hierdurch in Ausführung des $. 188. des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865. (Geſetz⸗Samml. für 1865. S. 705.), was folgt: d 


Artikel J. 
Die Ober⸗Berg⸗ und Salzwerks⸗Direktion zu Kaffel iſt mit dem 1. März Se 
1868. aufgehoben und der Bezirk derſelben mit dem Bezirke des Oberbergamts . 
zu Clausthal vereinigt. e , a S 
ii Artikel II. 
Der Bezirk des Oberbergamts zu Clausthal umfaßt vom 1. März 1868. ab: 
1) das mit Unſerer Monarchie vereinigte Gebiet des vormaligen 0 
Hannover, mit Ausſchluß der Landdroſtei-Bezirke Osnabrück und Aurich, 
2) das Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen und der vormals 
Königlich Bayeriſchen Landestheile, mit Ausſchluß der Enklave Kaulsdorf 
3) die Provinz Schleswig⸗-Holſtein. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten iſt mit der 
Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | 
Gegeben Berlin, den 3. Februar 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
| Gr. v. Itzenplitz. 


Jahrgang 1868. (Nr. 6980-6981.) See (Nr. 6981.) 
Ausgegeben zu Berlin den 21. Februar 1868. 


— 


(Nr. 6981.) Gett, betreffend die Abänderung des §. 2. des Gefehes über die Ausführung 


der Landesvermeſſung in dem Fürſtenthum Hohenzollern-Hechingen vom 


11. April 1859. (Geſetz⸗Samml. für 1859. S. 190.). Vom 6. Februar 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ar. 


, 1 mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: f SE N 
RE 5 
Die Vorſchrift des $. 2. des Geſetzes vom 11. April 1859., betreffend 
die Ausführung der e in dem Fürſtenthum Hohenzollern-Hechin⸗ 
gen (Geſetz-Samml. für 1859. S. 190.), wird hierdurch aufgehoben. 


§. 2. : 

Die durch die Ausführung der Landesvermeſſung in dem Fürſtenthum 
Hohenzollern⸗Hechingen nach der gedachten Geſetzesvorſchrift entſtandenen Koſten, 
jedoch mit Ausſchluß derer, welche durch die Zuziehung von Urkundsperſonen 
zu dem Vermeſſungsgeſchäfte und durch ſonſtige Hülfsleiſtungen bei demſelben, 
ſowie durch die Feſtſtellung und Bezeichnung der Eigenthums⸗ und ſonſtigen 
Grenzen erwachſen und von den betheiligten Gemeinden, beziehungsweiſe Grund⸗ 
beſitzern zu tragen ſind, werden auf die Hohenzollernſche Landeskaſſe übernommen. 


. | > | 

Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. e 3 ae 


Gegeben Berlin, den 6. Februar 1868. 
(L. S.) Wilhelm 


Fig. v. d. Heydt. 


(Nr. 6982) 


(Jr. 6982.) Geſetz, betreffend die Aufnahme einer Anleihe von 40 Millionen Thaler zur 
5 Deckung von Vorſchüſſen für Eiſenbahnanlagen, zur Beſchaffung von 
Betriebsmitteln für bereits beſtehende Eiſenbahnen und zur Erweiterung 
des Eiſenbahnnetzes. Vom 17. Februar 1868. i 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König bon Preußen E 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 


folgt: É a 
9. 
Es iſt eine Anleihe aufzunehmen, welche die Mittel gewährt: 


1) für die Vollendung der Eiſenbahn von Göttingen nach Ahrenshauſen 
Behufs Einmündung in die von der Magdeburg Leipziger Eiſenbahn⸗ 
dek Ke von Halle über Witzenhauſen und Münden nach Kaſſel f 
auende Eiſenbahn, mit.. Se 259,000 Thlr. 


2) für den Weiterbau der Eiſenbahn von Northeim bis 
Gs ehemaligen Landesgrenze in der Richtung auf 
ordhauſen nebſt Zweigbahn von Herzberg nach, 
Oſterode und weiter bis zur Braunſchweigiſchen 8 
G!!! ae re 2,751,000 + 


3) für die Vermehrung des Betriebsmaterials der Han⸗ 
noverſchen Eiſenbahnen, für den Umbau und die 
Erweiterung des Bahnhofes zu Hannover, für ſon⸗ 
ſtige Ergänzungsbauten auf den Bahnhöfen, für 
Wärter⸗ und Beamtenwohnhäuſer, Telegraphen⸗ 
einrichtungen u. ſ. w., ſowie zur Vervollſtändigung 
des zweiten Bahngeleiſes, mi 3,309,000 


4) zur Vollendung der Bebra⸗Hanauer Eiſenbahn ein- 
ſchließlich des Erſatzes für Herſtellung des zweiten 


Geleiſes auf der Main⸗Weſer⸗Eiſenbahn mit.. 3,000,000 „ 
5) für den Bau einer Eiſenbahn von Elm nach Gmün⸗ 
Det tf e 3V 900,000 


6) zur Deckung der zu Ergänzungsbauten und zur Ver⸗ 
mehrung des Betriebsmaterials der Naſſauiſchen 
Eiſenbahn Thon früher verwandten 1,518,240 Thlr. 
und des gleichfalls zum Theil verausgabten Bedarfes 
von 1867. mit 715,833 Thalern, zuſammen rund mit 2,234,000 
7) für den Bau einer Zweigbahn von Limburg nach 
Hadamar mit: 1 1 en 380,000 „ 
) SE Latus 14,933,000 Thlr.“ 
(Nr. 6982. a ’ ; RS, 


| Uebertrag.. .. 14,933,000 Thlr. 
8) desgleichen einer Zweigbahn von Dietz nach Hahn⸗ 
ſtätten (Kückershauſen) mit F 500,000 = 
9) zur Anlage einer Zweigbahn der Schleſiſchen Gebirgs⸗ 
bahn von der Station Ruhbank über Landeshut und 
Liebau bis zur Böhmiſchen Grenze in der Richtung 


AUF Sh 8 1,017,000 „ 
10) zum Bau einer Eiſenbahn von Schneidemühl über 
ee s een 7,800, „ 
11) zum Bau einer Eiſenbahn von Thorn nach Inſter⸗ 
burg mit feſter Weichſelbrücke bei Thorn 15,750,000 = 
in Summa 40,000,000 Thlr. 
$. 2 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift ermächtigt, 
die vorgenannten Bahnanlagen, ſoweit deren Ausführung nicht bereits ſtattgefun⸗ 
den hat, für Rechnung des Staates herzuſtellen, beziehungsweiſe das Betriebs⸗ 
material zu beſchaffen. 5 


F. 3. 
Der zu dieſen Anlagen und Beſchaffungen erforderliche Geldbedarf iſt bis 
zur Höhe der veranſchlagten Summe von 40 Millionen Thaler durch eine ver⸗ 


zinsliche Anleihe zu beſchaffen, welche vom Jahre 1868. an, nach Maaßgabe dern 


für die einzelnen Baujahre erforderlichen Geldmittel, allmälig zu realiſiren iſt. 


F. 4. 
Von dem auf die Eröffnung des Betriebes auf der Thorn⸗Inſterburger 
Eiſenbahn in ihrer ganzen Ausdehnung folgenden Jahre ab iſt die Anleihe jähr⸗ 
lich mit mindeſtens Einem Prozente zu tilgen. 5 


Die zur Verzinſung und Tilgung der Anleihe erforderlichen Beträge ſind 
aus den etatsmäßigen Mitteln der Eiſenbahnverwaltung zu entnehmen. 


$. 6. i 

Die Verwaltung der aufzunehmenden Anleihe wird der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden übertragen. 

Wegen Verwendung der durch allmälige Abtragung des Schuldkapitals 
erſparten Zinfen, wegen Verjährung der Zinſen, wegen Abführung der zur Ver⸗ 
zinſung und Tilgung erforderlichen Beträge an die Haupt⸗Verwaltung der Staats⸗ 
ſchulden, ſowie wegen des Verfahrens Behufs der Tilgung finden die Beſtim⸗ 
mungen der $$. 3. 4. und 5. des Geſetzes vom 23. März 1852., eren 

eber⸗ 


ee 


Ueberweiſung der in Gemäßheit des Geſetzes vom 7. Dezember 1849. auf- 
zunehmenden Anleihe an die Hauptverwaltung der Staatsſchulden, ſowie die 
E Anleihe (Geſetz-Samml. für 1852. S. 75.), Anwendung. 

i er nach vorſtehenden Beſtimmungen zu berechnende Tilgungsfonds darf 
niemals verringert werden; doch bleibt dem Staate das Recht vorbehalten, An⸗ 
lleihen, welche demnächſt im Laufe der Jahre 1868., 1869. und 1870. bewilligt 
werden möchten, mit der durch das gegenwärtige Geſetz bewilligten Anleihe Be⸗ 
hufs der Verzinſung und Tilgung zu einer und derſelben Anleihe zu vereinigen, 


5 ſofern für die neuen Anleihen derſelbe Zinsfuß gewählt und die Höhe des Til⸗ 


gungsfonds nach denſelben Beſtimmungen feſtgeſetzt wird. Auch iſt der Staat 
befugt, ſowohl den Tilgungsfonds zu verſtärken, als auch die ſämmtlichen Schuld- 
verſchreibungen auf einmal zu kündigen. 


9575 


Jede Verfügung der e über die im $. 1. Nr. 1. bis 11. 
bezeichneten Eiſenbahnen reſp. Eiſenbahntheile durch Veräußerung bedarf zu ihrer 
Reechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. 


$. 8. 8 
E Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Finanzminiſter und dem Miniſter 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten übertragen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


. Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 17. Februar 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


Gr. 6982) (Ir. 


e) 


(r. 6983.) Privilegium wegen fernerer Emiſſton von 4,000,000 Thalern fünfprozentiger Se 
E II. Emiſſion der Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft. 
om 18. Januar 1868. — — 


d ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen e. 


Nachdem die Altona⸗Kieler SE EE befchloffen hat, Behufs 
Erweiterung der Anlagen und Vermehrung der Betriebsmittel im Anſchluß an 
die durch Erlaß des Oberpräſidiums für Schleswig⸗Holſtein vom 21. November 


1866. genehmigte Prioritätsanleihe II. Emiſſion von der in den Bedingungen 


dieſer Anleihe, welche durch den ferneren Erlaß des Oberpräſidiums für Schleswig⸗ 
Holſtein vom 15. Januar 1867. genehmigt find, ihr vorbehaltenen Befugniß , 
ihr Anlagekapital zu dem bezeichneten Zwecke um eine fernere Summe von 
1,000,000 Thaler durch Ausgabe von fünfprozentigen Prioritäts⸗Obligationen 


II. Emiſſion zu vermehren, Gebrauch zu machen, wollen Wir in Gemäßheit des 


F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Geſetz-Samml. für 1833. S. 75. ff.) 


durch gegenwärtiges Privilegium die Emiſſion der erwähnten Obligationen unter 


den nachſtehenden Bedingungen genehmigen. 


3 Ka 
Die Emiſſion der Obligationen erfolgt unter den in den vorgedachten, durch 


Erlaß des Oberpräſidiums für Schleswig⸗Holſtein vom 15. Januar 1867. ge 


nehmigten Bedingungen zur Emittirung von 2,500,000 Thalern fünfprozentiger 
Altona⸗Kieler Prioritäts⸗Obligationen II. Emiſſion EEN Beſtimmungen, 


welche, ſoweit nicht im Nachſtehenden eine Aenderung feſtgeſtellt wird, auf die | 


nach gegenwärtigem Privilegium zu emittirenden 1,000,000 Thaler fünfprozentiger 


gleichnamiger Obligationen dergeſtalt vollſtändige Anwendung finden, daß die neu 
zu emittirenden Obligationen mit den bereits emittirten völlig gleiche Rechte haben. 


| 32 


Die zu emittirenden Obligationen werden im Anſchluß an die nach den 
mehrerwähnten, unterm 15. Januar 1867. genehmigten Bedingungen ausgefertig⸗ 
ten Obligationen in Apoints zu 100 und 500 Thalern unter den fortlaufenden 
Nummern, und zwar: = Co 
500,000 Thaler in Apoints von 100 Thalern unter den Nummern 18.001 20.000. 
ee, 500 Er a 20,001— 21,000. 

EE nach dem anliegenden Schema A. ausgefertigt und mit Zinskupons, 


ſowie mit Empfangsanweiſung für die folgende Serie derſelben (Talon) nach den Ge 


weiter beiliegenden Schemas B. und C. verſehen. 
. Auf der Rückſeite der Obligationen werden ſowohl dieſes dern d als 
die von dem Oberpräſidium für Schleswig⸗Holſtein durch Erlaß vom 15. Januar 
1867. genehmigten Bedingungen zur Emittirung von 2,500,000 Thalern fünf⸗ 
prozentiger Altona ⸗Kieler Bos, Obligationen II. Emiſſion abgedruckt. 


Die 


Die erſte Serie der Zinskupons wird, zur Erzielung eines übereinſtimmen⸗ 
den Ausreichungstermins für die auf Grund der Bedingungen vom 15. Januar 
1867. bereits emittirten und die noch zu emittirenden Obligationen, für die 
Jahre 1868. bis 1876. ausgefertigt; die folgenden Serien werden für je zehn 
Jahre den Obligationen beigegeben. e 8 Be 


N 
Die Prioritäts⸗Obligationen unterliegen der Amortiſation, welche mit dem 
Jahre 1871. beginnt und wozu alljährlich der Betrag von 5000 Thalern nebſt 
den erſparten Zinſen von den ausgelooſten Obligationen verwendet wird. 
8 Su Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privilegium 
Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unker Unſerem Königlichen Inſiegel aus⸗ 
fertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 


ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staats zu geben oder a ee 


Rechten Dritter zu präjudiziren. a 
Gegeben Berlin, den 18. Januar 1868. 


d. S.) Wilhelm. | 
Frh. v. d. Heydt. Graf v. Itzenplitz. 


Bedingungen 
5 ee zur E 
Emittirung von 2,500,000 Thalern füͤnfprozentiger Altona-Kieler Prio⸗ 


ritäts Obligationen II. Emiſſion, genehmigt durch Erlaß des Ober 8 . CS 


präſidiums für Schleswig⸗Holſtein vom 15. Januar 1867. 


H. 


Die zu emittirenden Prioritäts⸗ Obligationen zweiter Emiſſion werden unter i SS S 


fortlaufenden Nummern ſtempelfrei ausgefertigt und zerfallen in 5 
132,500 Stück zu 100 Thaler im 30⸗Thalerfuß auf grünem Papier mit 
55 1 ur von Nr. 1 — 12,500., zuſammen 1,250,000 Thaler, 
2,500 Stück zu 500 Thaler im 30⸗Thalerfuß auf 
violettem Papier mit ſchwarzem Druck von Nr. | 


12,501 —15,000., women... 20% 00 


ö Thaler im 30⸗Thalerfuß 2,500,000. SS 
Nr. 6983.) BEN 8 „Mit 


EE 


a E E AE Ee E kee Tel 


e 


Mit den Prioritäts- Obligationen werden Zinskupons für 10 Jahre und 
ein Talon zur Empfangnahme der folgenden Zinskupons ausgegeben. BER 


$. 2. 

Der Nominalbetrag der Prioritäts⸗Obligationen zweiter Emiſſion wird mit 
5 Prozent p. a. verzinſet, die Zinſen werden in halbjährigen Raten postnume- 
rando in der Zeit vom 2. bis 31. Januar und vom 1. bis 31. Juli eines je⸗ 
den Jahres in Altona bei der Hauptkaſſe der Geſellſchaft und in Kiel durch den 
Geſchäftsführer daſelbſt, ſowie in den Städten, welche etwa ſonſt noch von der 
Direktion hierzu beſtimmt werden ſollten, gezahlt, jedoch nach Ablauf der erwähn⸗ 
ten Termine nur bei der Hauptkaſſe in Altona. Zinſen von Prioritäts⸗Obliga⸗ 
tionen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren von den in den betreffenden Kupons 
beſtimmten Zahlungstagen an nicht geſchehen iſt, verfallen der Geſellſchaftskaſſe. 


F. 3. 

Dieſe Prioritätsanleihe zweiter Emiſſion wird vom Jahre 1872. anfangend 
nach Maaßgabe des beigefügten Tilgungsplanes mit 3 Prozent und jährlicher 
Zurechnung der aus dem amortiſirten Kapital gewonnenen Zinſen mittelſt all⸗ 
jährlicher Verlooſungen al pari zurückgezahlt. Die Verlooſungen ſollen alljähr⸗ 
lich im Juli, zum erſten Mal 1871., und die Zahlungen am darauf folgenden 
2. Januar ſtattfinden. Der Geſellſchaft bleibt vorbehalten, nach Ablauf von 
zehn Jahren, mithin vom Jahre 1877. an, ſtärkere als die planmäßigen Ver⸗ 
looſungen vorzunehmen. N 

Die Nummern der ausgelooſten Obligationen werden in den in F. 8. 
bezeichneten öffentlichen Blättern ſofort nach erfolgter Auslooſung dreimal bekannt 
gemacht, zuletzt innerhalb 14 Tagen vor dem Zahlungstermine. Für die aus⸗ 
gelooſten Prioritäts⸗Obligationen werden die Zinſen nur bis zum 31. Dezember 
desjenigen Jahres, in welchem ſie ausgelooſt ſind, bezahlt. Sollten Zinskupons 
bereits ausgelooſter, aber nicht erhobener Prioritats⸗Obligationen präſentirt und 
bezahlt werden, ſo wird dieſer zuviel bezahlte Zinsbetrag bei der Erhebung des 
Kapitals gekürzt. Ueber die erfolgte Amortiſation wird dem Eiſenbahnkommiſſariate 
alljährlich ein Nachweis eingereicht. Die Auslooſung geſchieht in Altona in 
Gegenwart zweier Mitglieder der Direktion und eines protokollführenden Notars 
in einem 14 Tage vorher zur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, mm 
welchem den Inhabern von Prioritäts⸗Obligationen der Zutritt geſtattet iſt. 

Der Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft iſt das Recht vorbehalten, ſämmt⸗ 
liche Prioritäts-Obligationen oder einen Theil derſelben durch die öffentlichen 
Blätter (F. 8.) mit ſechsmonatlicher Friſt zu kündigen und durch Zahlung des 
Nennwerthes einzulöſen. Die Kündigung darf jedoch nicht vor dem 1. Januar 
1877. geſchehen. 


§. 4. 

Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen zweiter Emiſſion ſind auf Höhe 
der darin verſchriebenen Kapitalbeträge und der dafür nach F. 2. zu zahlenden 
Zinſen Pfandgläubiger der Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft, und ſind daher 

a be⸗ 


gt, wegen ihrer Kapitalien und Zi 


uſen ſich an das geſammte Vermögen der; 


dieſen gehörigen Kupons, jedoch nach den Inhabern der Prioritätsanleihe erſter 
Emiſſion d. d. 1. Juli 1864. im Betrage von 3,000,000 Thalern im 30⸗Thaler⸗ 
fuß, zu halten. Die Geſellſchaft behält ſich indeſſen das Recht vor, falls ſpäter 
eine Vergrößerung der Prioritätsanleihe ſtatutariſch beſchloſſen und regierungs⸗ 
ſeitig genehmigt werden ſollte, den Inhabern ſolcher etwa zu kreirenden Prioritäts⸗ 
Obligationen bis zum Betrage von Einer Million Thaler im 30⸗Thalerfuß 
gleiche Priorität und Rechte mit den Inhabern dieſer Privritäts- Obligationen 
zweiter Emiſſion zu verleihen. a 

Eine Veräußerung der zum Bahnkörper oder zu den Bahnhöfen erforder⸗ 
lichen, der Geſellſchaft gehörenden Grundſtücke ift unſtatthaft, fo lange die Prio⸗ 
Litäts⸗Obligationen der erſten ſowohl wie der zweiten Emiſſion nicht eingelöſt find. 
Dieſe Veräußerungsbeſchränkung bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der 


nicht auf ſolche geringfügige Veräußerungen, welche im Intereſſe eines beſſeren 
Betriebes oder verbeſſerter Kommunikation mit oder neben den Bahnhöfen für 
erforderlich erachtet und Seitens der Regierung geſtattet werden. 


$. 5. 


; Die Inhaber der Prioritäts - Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalbeträge anders, als nach Maaßgabe des in . 
gedachten Amortiſationsplanes zu fordern, ausgenommen: 


a) wenn ein Zinszahlungs⸗Termin länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 

p) wenn gegen die Eiſenbahngeſellſchaft Schulden halber Exekution durch 
Pfändung oder Subhaſtation vollſtreckt wird; 

e) wenn die in F. 3. feſtgeſetzte Amortiſation nicht inne gehalten wird. 

N ö In den Fällen sub a. und b. kann das Kapital von dem Tage an, an 

welchem einer derſelben eintritt, mit Zinſen zurückgefordert werden, und zwar 

2 ad a) bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, und im Falle 

sub b) bis zur Aufhebung der Exekution. 

In dem 


sub c) gedachten Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kündigungsfriſt zu beob⸗ 
achten, auch kann der Inhaber einer Prioritäts „Obligation von dieſem 
Kündigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Ge⸗ 
brauch machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums hätte ſtatt⸗ 
finden ſollen. 

Kb 


| Die Auszahlung der ausgelooſten oder von der Direktion gekündigten 
rioritäts⸗Obligationen erfolgt in Altona im Hauptbüreau an die Vorzeiger der 
betreffenden Prloritäts⸗ Obligationen gegen Auslieferung derſelben und der dazu 
Jahrgang 1868, (Nr, 6983.) 1235 


ſellſchaft und deſſen Erträge, vor den Inhabern der Stammaktien und der zu 


Hauptbahn, der Zweigbahnen und der Bahnhöfe befindlichen Grundſtücke, auch 


9 


N 
ſo wird der Betrag der fehlenden von dem Kapitalbetrage der Prioritäts - Dblir 
gationen gekürzt und zur Einlöſung der Kupons verwendet, ſobald dieſelben zur 
Zahlung präſentirt werden. E 

Die im Wege der Amortiſation oder Kündigung eingelöſten Prioritäts⸗ 
Obligationen werden in Gegenwart zweier Mitglieder der Direktion und eines 
Notars verbrannt und, daß dies geſchehen, durch die öffentlichen Blätter bekannt 
gemacht. 
f "Die in Folge der Rückforderung von Seiten des Inhabers ($. 5.) ein- 
gelöſten Prioritäts⸗Obligationen hingegen iſt die Geſellſchaft wieder auszugeben 
befugt. 


gehörigen, nicht fälligen Zinskupons. Werden die Kupons nicht mit abgeliefert 


N ö 
Diejenigen Prioritäts⸗Obligationen, welche ausgelooſt oder gekündigt find, 
und, der Bekanntmachung in den Blättern ungeachtet, nicht rechtzeitig zur Rea⸗ 
liſation eingehen, werden während der nächſten zehn Jahre von der Direktion 
der Altona-Kieler Eiſenbahngeſellſchaft alljährlich einmal öffentlich aufgerufen; 
gehen ſie aber deſſenungeachtet nicht ſpäteſtens binnen Jahresfriſt nach dem letzten 
öffentlichen Aufruf zur Realiſation ein, ſo erliſcht ein jeder Anſpruch aus den⸗ 


Lais 


felben an das Geſellſchaftsvermögen, welches unter Angabe der Nummer der 


werthlos gewordenen Prioritäts⸗Obligationen von der Direktion öffentlich bekannt 
zu machen iſt. Die Geſellſchaft hat aus ſolchen ausgelooſten und nicht innerhalb 
der bezeichneten Friſt erhobenen Prioritäts⸗Obligationen keinerlei Verpflichtung 
mehr; doch ſteht es der Generalverſammlung frei, die gänzliche oder theilweiſe 
Realiſirung derſelben aus Billigkeitsgründen zu beſchließen. 


§. 8. 
Alle nach dieſen Bedingungen erforderlichen öffentlichen Bekanntmachungen 
erfolgen in nachſtehenden Zeitungen: 


in dem Altonaer Merkur, 

in der Kieler Zeitung, 

in den Itzehoer Nachrichten, 

in den Schleswig-Holſteiniſchen Anzeigen, 
in den Hamburger Nachrichten, 

in der Leipziger Eiſenbahnzeitung, 

in der Berliner Börſenzeitung. 


Für den Fall, daß im Laufe der Zeit die eine oder die andere dieſer Zei- 


tungen eingehen ſollte, wird es in den übrigen Blättern bekannt gemacht werden, 


welche andere in demſelben Territorio erſcheinende Zeitung der eingehenden Zei— 
tung ſubſtituirt werden wird. S 
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(Nr. 6984.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma 


„Limburger Bau-Aktiengeſellſchaft! mit dem Sitze zu Limburg, Regie- 
rungsbezirk Arnsberg, errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 23. Januar 1868. 


Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 8. Januar 
1868. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma „Limburger Bau⸗ 
Aktiengeſellſchaft!“ mit dem Sitze zu Limburg, ſowie deren Statut vom 30. DE 
tober 1867. zu genehmigen geruht. 5 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 23. Januar 1868. 


Der Miniſter fir Handel / Gewerbe Der 


und oͤffentliche Arbeiten. Miniſter des Innern. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6985.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Februar 1868., betreffend die Aufhebung der König⸗ 
lichen Polizeidirektion zu Stade. 


Al den Bericht vom 6. Februar d. J. will Ich die Polizei⸗Ordnung für die 
Stadt Stade vom 21. Juni 1859. (Geſetz⸗Samml. für das vormalige König⸗ 
reich Hannover S. 686. ff.) vom 1. April d. J. ab hiermit außer Kraft ſetzen 
und Sie ermächtigen, die Ortspolizei in der genannten Stadt der dortigen Stadt⸗ 
gemeinde zur eigenen Verwaltung nach Maaßgabe der beſtehenden allgemeinen 
orſchriften, und insbeſondere unter Vorbehalt der, der Staatsregierung nach 
$. 78. der Revidirten Städte-Ordnung für Hannover vom 24. Juni 1858. und 
nach $. 2. der Verordnung über die Polizeiverwaltung in den neu erworbenen 
Landestheilen vom 20. September v. J. zuſtehenden Befugniſſe, zu überlaſſen. 


Gegenwärtiger Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 8. Februar 1868. 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


Q. 6984-6986.) e (Nr. 6986.) 


un 


(Nr. 6986.) Allerhöchſter Erlaß vom 10. Februar 1868., betreffend die Ermäßigung der in 
dem Hafen von Danzig und Neufahrwaſſer zu entrichtenden Hafenabgaben. 


Au Ihren Bericht vom 6. Februar d. J. beſtimme Ich, was folgt: 


1) das in dem Hafen von Danzig und Neufahrwaſſer nach dem Tarife 
vom 18. Oktober 1838. (Geſetz-Samml. S. 518.) und nach der Be⸗ 
ſtimmung unter 1. Meines Erlaſſes vom 25. Juni 1863. (Geſetz-Samml. 
S. 442.) zu entrichtende Hafengeld wird vom 1. März d. J. ab von 
allen ſeewärts ein⸗ und ausgehenden Schiffen und Fahrzeugen 


. | beim Eingange mit 4 Sgr. 
a) wenn fie beladen find: beim Ausgange mit 4 Sgr. 


bp) wenn fie Ballaſt führen oder leer ſind: Ee e E 5 Ser 
für die Laſt Tragfähigkeit erhoben, 


das nach den Beſtimmungen unter J. und II. des Anhangs II. zu dem 
unter 1. erwähnten Tarife (Geſetz-Samml. ©. 522.) zu entrichtende 
Brückenaufzugs⸗ und Stromgeld wird vom 1. März d. J. ab auf die 
Hälfte der bisher vorgeſchriebenen Sätze ermäßigt. Von demſelben Zeit⸗ 
punkte ab iſt von den zum Transport von Perſonen und zum Bugſiren 
zwiſchen Danzig und Neufahrwaſſer oder anderen an der Weichſel ge⸗ 
legenen Punkten benutzten Dampfſchiffen das Stromgeld nach den Sätzen 

für beladene Stromfahrzeuge, oder, nach der Wahl des Abgabepflichtigen, 

ſtatt deſſen eine jährliche Abfindung von 2 Thlr. 15 Sgr. für die Laſt 
Tragfähigkeit, zu entrichten. Im Uebrigen bleiben die beſtehenden Vor⸗ 

ſchriften unverändert. f / 

Dieſer Erlaß iſt durch die Gefeß- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 
Berlin, den 10. Februar 1868. 


Li 
— 


; Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr, v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
5 Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 6987.) 


— 83 - 


Fr. 6987.) Allerhöchſter Erlaß vom 10. Februar 1868., betreffend die Ermäßigung der in 


den Oſtſeehäfen zu entrichtenden Hafenabgaben für die Küſtenſchiffahrt u. ſ. w. 


E mit den in Ihrem Berichte vom 6. Februar d. J. gemachten 
Vorſchlägen beſtimme Ich, was folgt: 


E 


Von den in den Häfen von Swinemünde, Colbergermünde, Stolpmünde, 
Rügenwalde, Danzig und Neufahrwaſſer nach den Tarifen vom 24. DE 
tober 1840. (GeſetzSamml. S. 324. 350. 355. 360.) und vom 18. Dfto- 
ber 1838. (Geſetz-Samml. ©. 518.) und nach den Beſtimmungen unter 1. 


Meiner Erlaſſe vom 25. Juni 1863. (Geſetz⸗Samml. S. 442.), vom 


II. 


DE 


Gr. 6987) 


für die Laſt Tragfähigkeit. 


22. November 1867. (Gefeß-Samml. S. 1847.) und vom heutigen Tage, 

ferner in dem Hafen von Pillau nach dem Tarife vom 18. Oktober 1838. 

(GeſetzSamml. S. 524.) und Meinen Erlaſſen vom 10. April 1865. 

(Geſetz-Samml. S. 276.) und vom 13. Mai 1867. (Geſetz⸗Samml. 

S. 703.), endlich in dem Hafen von Memel nach dem Tarife vom 19. April 

1844. (Geſetz-Samml. S. 120.) und nach der Beſtimmung unter 1. 

Meines Erlaſſes vom 29. Juli 1867. (Geſetz-Samml. S. 1343.) zu 

entrichtenden Hafengeldern bleiben ſowohl für den Eingang als für den 

Ausgang befreit: a S ö 5 

a) alle Fahrzeuge, welche ohne Ladung in den Hafen einlaufen, um 
Fracht zu ſuchen, und den Hafen ohne Ladung wieder verlaſſen; 
b) alle Fahrzeuge, welche nur um Erkundigungen einzuziehen oder 

Ordres in Empfang zu nehmen, in den Hafen einlaufen und den⸗ 
ſelben, ohne Ladung gelöſcht oder eingenommen und ohne die Ladung 
ganz oder theilweiſe veräußert zu haben, wieder verlaſſen ) 

c) Fahrzeuge von 40 Laſten oder weniger Tragfähigkeit, wenn fie auf 
der Fahrt nach einem Preußiſchen Hafen in einen anderen Hafen 
lediglich zu dem Zwecke einlaufen, um daſelbſt eine den zehnten Theil 
ihrer Tragfähigkeit nicht überſteigende Beiladung zu löſchen oder 
einzunehmen. Vorſtehende Beſtimmung (zu C.) findet jedoch keine 
Anwendung auf die in den Häfen von Swinemünde und Pillau 
zu entrichtenden Abgaben. i ö Re 


Von allen Schiffen und Fahrzeugen, deren Tragfähigkeit 40 Laſten nicht 
überſteigt, iſt in den vorſtehend unter I. genannten Häfen an Hafengeld 
nur zu entrichten: b . ö 


(beim Eingange 2 Sgr. 
beim Ausgange 2 Sgr. 
beim Eingange 1 Sgr. 
beim Ausgange 1 Sgr. 


wenn ſie beladen ſind: 


wenn ſie Ballaſt führen oder leer ſind; 


Schiffe von mehr als 40 Laſten Tragfähigkeit, welche eine Fahrt zwiſchen 
den unter I. genannten Häfen machen, ſind von der Entrichtung des 
Hafengeldes für den Eingang in den Beſtimmungshafen befreit, 

i 5 wenn 


V. 


VI. 


An den 


„„ 


wenn fie in denfelben einlaufen, ohne in einem außerpreußiſchen Hafen 
Ladung gelöſcht oder eingenommen, oder ihre Papiere gewechſelt zu haben. 

In gleicher Weiſe auch die Abgabenerhöhung bei Fahrten nach 
und von anderen, als den unter I. genannten Preußiſchen Häfen zu 
regeln, bleibt Ihnen überlaſſen. 


Schiffe, deren Ladung ausſchließlich in Dachpfannen, Dachſchiefer, Bruch-, 


Cement⸗, Granit⸗, Gyps⸗, Kalk⸗, Mauer-, Pflaſter⸗ oder Ziegelſteinen 
aller Art, Kreide, Thon⸗ oder Pfeifenerde, Seegras, Seeſand, Torf, 
Steinkohlen, Koaks, Rohſchwefel oder Salz beſteht, entrichten das Hafen⸗ 
geld in den unter I. gedachten Häfen nur nach dem Satze für Ballaſt⸗ 
chiffe. 

Ich ermächtige Sie, den vorſtehend benannten Artikeln, wenn ſich 
ein Bedürfniß dazu ergeben ſollte, noch andere Gegenſtände gleichzuſtellen. 


Der gegenwärtige Erlaß tritt mit dem 1. März dieſes Jahres in Kraft. 
Von demſelben Tage ab kommen die Erlaſſe vom 30. Mai 1843. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 268.), vom 9. September 1854. (Geſetz-Samml. S. 545.) 
und vom 13. April 1863. (Geſetz⸗Samml. S. 168.) nicht mehr zur 
Anwendung. Wo in irgend einer Verordnung auf Beſtimmungen der 
eben erwähnten Erlaſſe verwieſen wird, treten die Vorſchriften des gegen⸗ 
wärtigen Erlaſſes an deren Stelle. ö 


Im Uebrigen bleiben die mit den vorſtehenden Vorſchriften nicht in 
Widerſpruch ſtehenden Beſtimmungen in den unter I. gedachten Tarifen 
und den dazu ergangenen ſpäteren Anordnungen in Kraft. | 


Berlin, den 10. Februar 1868. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker), 


